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2000/2002 (1. Jahrgang)

6. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Franz und Hilde“
I. Franz

1. Verfassungsgerichtlicher Rechtsbehelf nach dem GG

Gastwirt Ludwig gibt an, durch die Versagung der Baugenehmigung (einen ablehnenden Bescheid der Stadt Bogendorf vom Mai 2000) in ihm zustehenden Grundrechten verletzt zu sein. Gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG (§§ 13 Nr. 8 a, 23, 90 ff. BVerfGG) kommt als verfassungsgerichtlicher Rechtsbehelf nach dem Grundgesetz die Verfassungsbeschwerde in Frage.

Danach kann jedermann mit der Behauptung, durch die öffentliche Gewalt in seinen Grundrechten verletzt zu sein, Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben. Die Stadt Bogendorf hat Ludwig gegenüber einen Verwaltungsakt erlassen. Als Verwaltungsbehörde und „Exekutivorgan“ gehört sie zur öffentlichen Gewalt. Ludwig hat Grundrechtsverletzungen behauptet. Ihr tatsächliches Vorliegen wird bei der Frage der Begründetheit geprüft.

2. Verfassungsgerichtlicher Rechtsbehelf nach der BV

§ 90 Abs. 3 BVerfGG

Das Recht, eine Verfassungsbeschwerde an das Landesverfassungsgericht nach dem Recht der Landesverfassung zu erheben, bleibt unberührt.
Weder für das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht (s.o. I.1.) noch für das vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Art. 66, 120 BV, 2 Nr. 6, 51 ff. VfGHG) ist es Voraussetzung, dass das jeweils andere Verfassungsgericht bereits angerufen worden ist oder darüber (evtl. erfolglos) entschieden hat.

Die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht dient der Durchsetzung der Grundrechte nach dem Grundgesetz (v.a. Art. 1 – 19 GG). Die Beschwerde zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof dient dem Schutz der verfassungsmäßigen Rechte nach der Bayerischen Verfassung (v.a. Art. 98 ff. BV). Es geht hier also um Verfahren mit verschiedenen Inhalten und Zielen, die gleichzeitig nebeneinander zulässig sind.

3. Verletzte Grundrechte

	„In einem Rechtsstaat sei jedermann berechtigt, sich frei zu entfalten“:
	Art. 2 Abs. 1 GG

Allgemeine Handlungsfreiheit

(Freie Entfaltung der Persönlichkeit)

	„In einem Rechtsstaat sei jedermann berechtigt, ... sein Eigentum nach eigenem Gutdünken zu nutzen und überall auf seinem Grund und Boden zu bauen, wo man es für richtig halte.“
	Art. 14 Abs. 1 GG

Eigentumsfreiheit

	„Außerdem führt er zur Bekräftigung seines Standpunktes den Fall des Sägewerkbesitzers Hubert an, dem die Stadt 1998 die Errichtung eines ebenfalls einsam gelegenen Einfamilienhauses als Altersruhesitz an einem anderen unbebauten See gestattet hat. Er, Ludwig, darf als Gastwirt nicht schlechter gestellt werden als der Sägewerkbesitzer.“
	Art. 3 Abs. 1 GG

Gleichheitssatz

(Willkürverbot)


4. Angabe mehrerer Grundrechte

Die Verfassungsbeschwerde darf sich grundsätzlich ohne Weiteres auf die Verletzung mehrerer Grundrechte stützen.

Allerdings stellt Art. 2 Abs. 1 GG ein Auffanggrundrecht dar und kommt erst dann zum Tragen, wenn kein spezielles Freiheitsgrundrecht tangiert ist. Spezielle Lebensbereiche unterliegen einem speziellen grundrechtlichen Schutz. Hier gilt der Grundsatz „Spezielle Vorschrift vor einer generellen“.

Das gilt auch für das Vorbringen des Gastwirts Ludwig. Da er behauptet, die freie Entfaltung seiner Person wäre behindert, und dies damit bekräftigt, er sei in seinem Eigentumsrecht verletzt, scheidet hier die Prüfung des Art. 2 Abs. 1 GG neben Art. 14 Abs. 1 GG aus.

Eine mögliche Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes nach Art. 3 Abs. 1 GG kann aber selbständig neben dem Eigentumsrecht (Art. 14 Abs. 1 GG) angeführt werden. Es ist keine Auffangvorschrift.

Ludwig kann also Art. 14 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 1 GG nebeneinander heranziehen, nicht jedoch Art. 2 Abs. 1 GG.

5. Tatsächliche Verletzung in Grundrechten

Durch Art. 14 Abs. 1 GG wird das Privateigentum geschützt. Darunter fallen auch Grundstücke und das Recht, diese bebauen zu dürfen. Die Baufreiheit hat jedoch ihre Grenzen in den öffentlich-rechtlichen Vorschriften. Sie sind Inhalts- und Schrankenbestimmungen im Sinn des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG. Dadurch werden Einzelinteressen gegenüber den höherrangigen Werten abgegrenzt. Insbesondere die Vorschriften zum Bauen im Außenbereich (vgl. § 35 BauGB) dienen dem Natur- und Umweltschutz zum Wohle der Allgemeinheit und gelten als Bestimmungen zur Sozialbindung des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG). Art. 14 GG ist deshalb nicht verletzt.

Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 Abs. 1 GG) verbietet insbesondere willkürliche Entscheidungen der öffentlichen Gewalt (Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung). Diesen Entscheidungen dürfen keine sachfremden Erwägungen zugrunde gelegt werden. Falls bei bestimmten Handlungen kein sachlich einleuchtender Grund gefunden werden kann, ist grundsätzlich der Gleichheitssatz verletzt.

Tatsächlich ist der Gastwirt Ludwig gegenüber dem Sägewerkbesitzer Hubert ungleich behandelt worden. Ein rechtfertigender Grund ist nicht zu erkennen. Objektiv betrachtet sind die Gegebenheiten der Grundstücke vergleichbar. Es liegt ein Verstoß gegen Art. 3 Abs.1 GG vor, wenn Hubert eine Baugenehmigung bekommen hat, Ludwig aber nicht.

Der Gastwirt Ludwig kann allerdings nicht verlangen, dass die Behörde einen Fehler wiederholt und gegen gesetzliche Vorschriften erneut verstößt („keine Gleichheit im Unrecht“). Ein Anspruch auf Aufhebung des ablehnenden Bescheides kann daraus nicht hergeleitet werden.

6. Befassung des Bundestags

Art. 17 GG

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden ... an die Volksvertretung zu wenden.
II. Hilde

1. Zulässigkeit

	Beschwerdeberechtigung
	Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG,

§ 90 Abs. 1 BVerfGG
	„jedermann“,

also auch Erich als natürliche Person

	Prüfungs-gegenstand
	
	alle Akte der öffentlichen Gewalt, also auch Ablehnung der Reisepass-Verlängerung durch Stadt Harzhausen

	Prüfungs-maßstab
	
	Grundrechte des Grundgesetzes, hier: Ausreisefreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG)

	Rechtsschutz-interesse
	
	Erich ist selbst, gegenwärtig und

unmittelbar betroffen

	Frist
	§ 93 Abs. 1 BVerfGG
	Ein Monat ab rechtskräftiger

Entscheidung in letzter Instanz

	Form
	§ 23 BVerfGG
	schriftlich

	Begründung
	§ 92 BVerfGG
	Bezeichnung des verletzten Rechts

(Art. 2 Abs. 1 GG) und der Verletzungshandlung (Ablehnung der Verlängerung des Reisepasses)

	Erschöpfung des Rechtswegs
	Art. 94 Abs. 2 Satz 2 GG, § 90 Abs. 2 BVerfGG
	Erich hat sämtliche verwaltungsgerichtlichen Rechtsbehelfe vergeblich eingelegt

	Ergebnis
	Verfassungsbeschwerde = zulässig


2. Begründetheit

	Schutz-bereich
	Art. 2 Abs. 1 Hs. 1 GG

„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, ...“
Handlungsfreiheit im umfassenden Sinn („Recht auf freies Tun und Lassen“), also auch der Antrag von Erich auf Verlängerung seines abgelaufenen Reisepasses

	Eingriff
	Jede schutzbereichsverkürzende staatliche Maßnahme, also auch die Ablehnung des von Erich gestellten Antrags

	Verfassungsrechtliche Rechtfertigung
	Art. 2 Abs. 1 Hs. 2 GG

„... soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“

Schranke der verfassungsmäßigen Ordnung: alle Rechtsnormen, die formell und materiell verfassungsgemäß sind,

also auch die Vorschriften des Passgesetzes, auf die sich die Stadt Harzhausen zur Begründung der Ablehnung gestützt hat.

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (als „Schranken-Schranke“): eingehalten, da frühere Reisen Erichs bereits zu schwerwiegenden Störungen im Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu dem betreffenden Staat führten, so dass die Versagung zum Schutz „sonstiger erheblicher Belange der Bundesrepublik Deutschland“ geeignet, erforderlich und auch angemessen ist.

	Ergebnis
	Verfassungsbeschwerde = unbegründet.
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